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die Kosten, die dem Eigentümer oder Erbbauberechtigten durch das Eigentum
oder das Erbbaurecht am Grundstück oder durch den bestimmungsmäßigen
Gebrauch des Gebäudes, der Nebengebäude, Anlagen, Einrichtungen und des
Grundstücks laufend entstehen. 3 Für die Aufstellung der Betriebskosten gilt die
Betriebskostenverordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346, 2347)
fort. 4Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften über die Aufstellung der Betriebs-
kosten zu erlassen.

(2) 1Die Vertragsparteien können vorbehaltlich anderweitiger Vorschriften
vereinbaren, dass Betriebskosten als Pauschale oder als Vorauszahlung ausgewie-
sen werden. 2Vorauszahlungen für Betriebskosten dürfen nur in angemessener
Höhe vereinbart werden.

(3) 1Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen;
dabei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. 2Die Abrechnung
ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des
Abrechnungszeitraums mitzuteilen. 3Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltend-
machung einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei
denn, der Vermieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
4Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht verpflichtet. 5Einwendungen
gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter spätestens bis zum Ablauf
des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen. 6Nach Ablauf
dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es sei
denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.

(4) Eine zum Nachteil des Mieters von Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 oder
Absatz 3 abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 556a Abrechnungsmaßstab für Betriebskosten. (1) 1Haben die Ver-
tragsparteien nichts anderes vereinbart, sind die Betriebskosten vorbehaltlich
anderweitiger Vorschriften nach dem Anteil der Wohnfläche umzulegen. 2Be-
triebskosten, die von einem erfassten Verbrauch oder einer erfassten Verursa-
chung durch die Mieter abhängen, sind nach einem Maßstab umzulegen, der
dem unterschiedlichen Verbrauch oder der unterschiedlichen Verursachung
Rechnung trägt.

(2) 1Haben die Vertragsparteien etwas anderes vereinbart, kann der Vermie-
ter durch Erklärung in Textform bestimmen, dass die Betriebskosten zukünftig
abweichend von der getroffenen Vereinbarung ganz oder teilweise nach einem
Maßstab umgelegt werden dürfen, der dem erfassten unterschiedlichen Ver-
brauch oder der erfassten unterschiedlichen Verursachung Rechnung trägt.
2Die Erklärung ist nur vor Beginn eines Abrechnungszeitraums zulässig. 3 Sind
die Kosten bislang in der Miete enthalten, so ist diese entsprechend herab-
zusetzen.

(Fortsetzung der Anm. von voriger Seite:)
(2) 1Sach- und Arbeitsleistungen des Eigentümers (Erbbauberechtigten), durch die Betriebskosten
erspart werden, dürfen mit dem Betrage angesetzt werden, der für eine gleichwertige Leistung eines
Dritten, insbesondere eines Unternehmers, angesetzt werden könnte. 2Die Umsatzsteuer des Dritten
darf nicht angesetzt werden.
(3) Im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau und im steuerbegünstigten oder freifinanzierten
Wohnungsbau, der mit Wohnungsfürsorgemitteln gefördert worden ist, dürfen die Betriebskosten
nicht in der Wirtschaftlichkeitsberechnung angesetzt werden.
(4) (weggefallen)“.
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(3) Eine zum Nachteil des Mieters von Absatz 2 abweichende Vereinbarung
ist unwirksam.

§ 556b Fälligkeit der Miete, Aufrechnungs- und Zurückbehaltungs-
recht. (1) Die Miete ist zu Beginn, spätestens bis zum dritten Werktag der
einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten, nach denen sie bemessen ist.

(2) 1Der Mieter kann entgegen einer vertraglichen Bestimmung gegen eine
Mietforderung mit einer Forderung auf Grund der §§ 536a, 539 oder aus
ungerechtfertigter Bereicherung wegen zu viel gezahlter Miete aufrechnen
oder wegen einer solchen Forderung ein Zurückbehaltungsrecht ausüben,
wenn er seine Absicht dem Vermieter mindestens einen Monat vor der Fäl-
ligkeit der Miete in Textform angezeigt hat. 2Eine zum Nachteil des Mieters
abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

§ 556c Kosten der Wärmelieferung als Betriebskosten, Verordnungs-
ermächtigung. (1) 1Hat der Mieter die Betriebskosten für Wärme oder
Warmwasser zu tragen und stellt der Vermieter die Versorgung von der Eigen-
versorgung auf die eigenständig gewerbliche Lieferung durch einen Wärmelie-
feranten (Wärmelieferung) um, so hat der Mieter die Kosten der Wärmeliefe-
rung als Betriebskosten zu tragen, wenn
1. die Wärme mit verbesserter Effizienz entweder aus einer vom Wärmeliefe-
ranten errichteten neuen Anlage oder aus einem Wärmenetz geliefert wird
und

2. die Kosten der Wärmelieferung die Betriebskosten für die bisherige Eigen-
versorgung mit Wärme oder Warmwasser nicht übersteigen.

2Beträgt der Jahresnutzungsgrad der bestehenden Anlage vor der Umstellung
mindestens 80 Prozent, kann sich der Wärmelieferant anstelle der Maßnahmen
nach Nummer 1 auf die Verbesserung der Betriebsführung der Anlage be-
schränken.

(2) Der Vermieter hat die Umstellung spätestens drei Monate zuvor in Text-
form anzukündigen (Umstellungsankündigung).

(3) 1Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung1) ohne
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften für Wärmelieferverträge, die bei
einer Umstellung nach Absatz 1 geschlossen werden, sowie für die Anforderun-
gen nach den Absätzen 1 und 2 zu erlassen. 2Hierbei sind die Belange von
Vermietern, Mietern und Wärmelieferanten angemessen zu berücksichtigen.

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

Unterkapitel 1a. Vereinbarungen über die Miethöhe bei Mietbeginn in Gebieten mit
angespannten Wohnungsmärkten

§ 556d Zulässige Miethöhe bei Mietbeginn; Verordnungsermächti-
gung. (1) Wird ein Mietvertrag über Wohnraum abgeschlossen, der in einem
durch Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten Gebiet mit einem an-
gespannten Wohnungsmarkt liegt, so darf die Miete zu Beginn des Mietverhält-
nisses die ortsübliche Vergleichsmiete (§ 558 Absatz 2) höchstens um 10 Pro-
zent übersteigen.

1) Siehe die Wärmelieferverordnung v. 7.6.2013 (BGBl. I S. 1509).
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(2) 1Die Landesregierungen werden ermächtigt, Gebiete mit angespannten
Wohnungsmärkten durch Rechtsverordnung1) für die Dauer von jeweils höchs-
tens fünf Jahren zu bestimmen. 2Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten
liegen vor, wenn die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwoh-
nungen in einer Gemeinde oder einem Teil der Gemeinde zu angemessenen
Bedingungen besonders gefährdet ist. 3Dies kann insbesondere dann der Fall
sein, wenn
1. die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt,
2. die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten Durch-
schnitt deutlich übersteigt,

3. die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätigkeit insoweit
erforderlicher Wohnraum geschaffen wird, oder

4. geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.
4Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 muss spätestens mit Ablauf des 31. De-
zember 2025 außer Kraft treten. 5 Sie muss begründet werden. 6Aus der
Begründung muss sich ergeben, auf Grund welcher Tatsachen ein Gebiet mit
einem angespannten Wohnungsmarkt im Einzelfall vorliegt. 7 Ferner muss sich
aus der Begründung ergeben, welche Maßnahmen die Landesregierung in dem
nach Satz 1 durch die Rechtsverordnung jeweils bestimmten Gebiet und
Zeitraum ergreifen wird, um Abhilfe zu schaffen.

§ 556e Berücksichtigung der Vormiete oder einer durchgeführten
Modernisierung. (1) 1 Ist die Miete, die der vorherige Mieter zuletzt schulde-
te (Vormiete), höher als die nach § 556d Absatz 1 zulässige Miete, so darf eine
Miete bis zur Höhe der Vormiete vereinbart werden. 2Bei der Ermittlung der
Vormiete unberücksichtigt bleiben Mietminderungen sowie solche Mieterhö-
hungen, die mit dem vorherigen Mieter innerhalb des letzten Jahres vor
Beendigung des Mietverhältnisses vereinbart worden sind.

(2) 1Hat der Vermieter in den letzten drei Jahren vor Beginn des Mietver-
hältnisses Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b durchgeführt, so
darf die nach § 556d Absatz 1 zulässige Miete um den Betrag überschritten
werden, der sich bei einer Mieterhöhung nach § 559 Absatz 1 bis 3a und § 559a
Absatz 1 bis 4 ergäbe. 2Bei der Berechnung nach Satz 1 ist von der ortsüblichen
Vergleichsmiete (§ 558 Absatz 2) auszugehen, die bei Beginn des Mietverhält-
nisses ohne Berücksichtigung der Modernisierung anzusetzen wäre.

1) Die Länder haben hierzu folgende Vorschriften erlassen:
Baden-Württemberg: MietpreisbegrenzungsVO v. 26.5.2020 (GBl. S. 329)
Bayern: MieterschutzVO v. 16.7.2019 (GVBl. S. 458, 552), zuletzt geänd. durch V v. 16.6.2020
(GVBl. S. 312)
Berlin:MietenbegrenzungsVO v. 28.4.2015 (GVBl. S. 101)
Brandenburg:MietpreisbegrenzungsVO v. 28.3.2019 (GVBl. II Nr. 25)
Bremen:Mietenbegrenzungs-VO v. 17.11.2015 (Brem.GBl. S. 512)
Hamburg:MietpreisbegrenzungsVO v. 23.6.2020 (HmbGVBl. S. 341)
Hessen:MietenbegrenzungsVO v. 11.6.2019 (GVBl. S. 78)
Nordrhein-Westfalen: MietpreisbegrenzungsVO v. 23.6.2015 (GV. NRW. S. 489)
Rheinland-Pfalz:MietpreisbegrenzungsVO v. 19.9.2019 (GVBl. S. 283)
Thüringen:Thüringer MietpreisbegrenzungsVO v. 10.3.2016 (GVBl. S. 166).
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§ 556f Ausnahmen. 1 § 556d ist nicht anzuwenden auf eine Wohnung, die
nach dem 1. Oktober 2014 erstmals genutzt und vermietet wird. 2Die §§ 556d
und 556e sind nicht anzuwenden auf die erste Vermietung nach umfassender
Modernisierung.

§ 556g Rechtsfolgen; Auskunft über die Miete. (1) 1Eine zum Nachteil
des Mieters von den Vorschriften dieses Unterkapitels abweichende Verein-
barung ist unwirksam. 2Für Vereinbarungen über die Miethöhe bei Mietbeginn
gilt dies nur, soweit die zulässige Miete überschritten wird. 3Der Vermieter hat
dem Mieter zu viel gezahlte Miete nach den Vorschriften über die Herausgabe
einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. 4Die §§ 814 und 817
Satz 2 sind nicht anzuwenden.

(1a) 1 Soweit die Zulässigkeit der Miete auf § 556e oder § 556f beruht, ist der
Vermieter verpflichtet, dem Mieter vor dessen Abgabe der Vertragserklärung
über Folgendes unaufgefordert Auskunft zu erteilen:
1. im Fall des § 556e Absatz 1 darüber, wie hoch die Vormiete war,
2. im Fall des § 556e Absatz 2 darüber, dass in den letzten drei Jahren vor
Beginn des Mietverhältnisses Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt
wurden,

3. im Fall des § 556f Satz 1 darüber, dass die Wohnung nach dem 1. Oktober
2014 erstmals genutzt und vermietet wurde,

4. im Fall des § 556f Satz 2 darüber, dass es sich um die erste Vermietung nach
umfassender Modernisierung handelt.

2 Soweit der Vermieter die Auskunft nicht erteilt hat, kann er sich nicht auf eine
nach § 556e oder § 556f zulässige Miete berufen. 3Hat der Vermieter die
Auskunft nicht erteilt und hat er diese in der vorgeschriebenen Form nach-
geholt, kann er sich erst zwei Jahre nach Nachholung der Auskunft auf eine
nach § 556e oder § 556f zulässige Miete berufen. 4Hat der Vermieter die
Auskunft nicht in der vorgeschriebenen Form erteilt, so kann er sich auf eine
nach § 556e oder § 556f zulässige Miete erst dann berufen, wenn er die
Auskunft in der vorgeschriebenen Form nachgeholt hat.

(2) 1Der Mieter kann von dem Vermieter eine nach den §§ 556d und 556e
nicht geschuldete Miete nur zurückverlangen, wenn er einen Verstoß gegen die
Vorschriften dieses Unterkapitels gerügt hat. 2Hat der Vermieter eine Auskunft
nach Absatz 1a Satz 1 erteilt, so muss die Rüge sich auf diese Auskunft
beziehen. 3Rügt der Mieter den Verstoß mehr als 30 Monate nach Beginn des
Mietverhältnisses oder war das Mietverhältnis bei Zugang der Rüge bereits
beendet, kann er nur die nach Zugang der Rüge fällig gewordene Miete
zurückverlangen.

(3) 1Der Vermieter ist auf Verlangen des Mieters verpflichtet, Auskunft über
diejenigen Tatsachen zu erteilen, die für die Zulässigkeit der vereinbarten Miete
nach den Vorschriften dieses Unterkapitels maßgeblich sind, soweit diese Tatsa-
chen nicht allgemein zugänglich sind und der Vermieter hierüber unschwer
Auskunft geben kann. 2Für die Auskunft über Modernisierungsmaßnahmen
(§ 556e Absatz 2) gilt § 559b Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend.

(4) Sämtliche Erklärungen nach den Absätzen 1a bis 3 bedürfen der Text-
form.
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Unterkapitel 2. Regelungen über die Miethöhe

§ 557 Mieterhöhungen nach Vereinbarung oder Gesetz. (1) Während
des Mietverhältnisses können die Parteien eine Erhöhung der Miete verein-
baren.

(2) Künftige Änderungen der Miethöhe können die Vertragsparteien als
Staffelmiete nach § 557a oder als Indexmiete nach § 557b vereinbaren.

(3) Im Übrigen kann der Vermieter Mieterhöhungen nur nach Maßgabe der
§§ 558 bis 560 verlangen, soweit nicht eine Erhöhung durch Vereinbarung
ausgeschlossen ist oder sich der Ausschluss aus den Umständen ergibt.

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 557a Staffelmiete. (1) Die Miete kann für bestimmte Zeiträume in un-
terschiedlicher Höhe schriftlich vereinbart werden; in der Vereinbarung ist die
jeweilige Miete oder die jeweilige Erhöhung in einem Geldbetrag auszuweisen
(Staffelmiete).

(2) 1Die Miete muss jeweils mindestens ein Jahr unverändert bleiben. 2Wäh-
rend der Laufzeit einer Staffelmiete ist eine Erhöhung nach den §§ 558 bis
559b ausgeschlossen.

(3) 1Das Kündigungsrecht des Mieters kann für höchstens vier Jahre seit
Abschluss der Staffelmietvereinbarung ausgeschlossen werden. 2Die Kündigung
ist frühestens zum Ablauf dieses Zeitraums zulässig.

(4) 1Die §§ 556d bis 556g sind auf jede Mietstaffel anzuwenden. 2Maßgeb-
lich für die Berechnung der nach § 556d Absatz 1 zulässigen Höhe der zweiten
und aller weiteren Mietstaffeln ist statt des Beginns des Mietverhältnisses der
Zeitpunkt, zu dem die erste Miete der jeweiligen Mietstaffel fällig wird. 3Die
in einer vorangegangenen Mietstaffel wirksam begründete Miethöhe bleibt
erhalten.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 557b Indexmiete. (1) Die Vertragsparteien können schriftlich verein-
baren, dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preis-
index für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland bestimmt
wird (Indexmiete).

(2) 1Während der Geltung einer Indexmiete muss die Miete, von Erhöhun-
gen nach den §§ 559 bis 560 abgesehen, jeweils mindestens ein Jahr unver-
ändert bleiben. 2Eine Erhöhung nach § 559 kann nur verlangt werden, soweit
der Vermieter bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt
hat, die er nicht zu vertreten hat. 3Eine Erhöhung nach § 558 ist ausgeschlos-
sen.

(3) 1Eine Änderung der Miete nach Absatz 1 muss durch Erklärung in
Textform geltend gemacht werden. 2Dabei sind die eingetretene Änderung des
Preisindexes sowie die jeweilige Miete oder die Erhöhung in einem Geldbetrag
anzugeben. 3Die geänderte Miete ist mit Beginn des übernächsten Monats
nach dem Zugang der Erklärung zu entrichten.

(4) Die §§ 556d bis 556g sind nur auf die Ausgangsmiete einer Indexmiet-
vereinbarung anzuwenden.
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(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete. (1) 1Der
Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete bis zur orts-
üblichen Vergleichsmiete verlangen, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu
dem die Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten unverändert ist. 2Das Miet-
erhöhungsverlangen kann frühestens ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung
geltend gemacht werden. 3Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht
berücksichtigt.

(2) 1Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgel-
ten, die in der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum
vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschließlich
der energetischen Ausstattung und Beschaffenheit in den letzten sechs Jahren
vereinbart oder, von Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden
sind. 2Ausgenommen ist Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder
im Zusammenhang mit einer Förderzusage festgelegt worden ist.

(3) 1Bei Erhöhungen nach Absatz 1 darf sich die Miete innerhalb von drei
Jahren, von Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 abgesehen, nicht um mehr
als 20 vom Hundert erhöhen (Kappungsgrenze). 2Der Prozentsatz nach Satz 1
beträgt 15 vom Hundert, wenn die ausreichende Versorgung der Bevölkerung
mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen in einer Gemeinde oder
einem Teil einer Gemeinde besonders gefährdet ist und diese Gebiete nach
Satz 3 bestimmt sind. 3Die Landesregierungen werden ermächtigt, diese Ge-
biete durch Rechtsverordnung1) für die Dauer von jeweils höchstens fünf
Jahren zu bestimmen.

(4) 1Die Kappungsgrenze gilt nicht,
1. wenn eine Verpflichtung des Mieters zur Ausgleichszahlung nach den Vor-
schriften über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen
wegen des Wegfalls der öffentlichen Bindung erloschen ist und

2. soweit die Erhöhung den Betrag der zuletzt zu entrichtenden Ausgleichs-
zahlung nicht übersteigt.

2Der Vermieter kann vom Mieter frühestens vier Monate vor dem Wegfall der
öffentlichen Bindung verlangen, ihm innerhalb eines Monats über die Ver-
pflichtung zur Ausgleichszahlung und über deren Höhe Auskunft zu erteilen.
3 Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verpflichtung des Mieters zur Leistung

1) Die Länder haben ua folgende Vorschriften erlassen:
–Baden-Württemberg: KappungsgrenzenVO v. 16.6.2020 (GBl. S. 408)
–Berlin: Kappungsgrenzen-VO v. 10.4.2018 (GVBl. S. 370)
–Brandenburg: Kappungsgrenzen-VO v. 28.8.2019 (GVBl. II Nr. 65)
–Bremen: Kappungsgrenzen-VO v. 14.5.2019 (Brem.GBl. S. 520)
–Hamburg: KappungsgrenzenVO v. 26.6.2018 (HmbGVBl. S. 215)
–Hessen: Kappungsgrenzen- und KündigungsbeschränkungsVO v. 23.9.2019 (GVBl. S. 277)
–Mecklenburg-Vorpommern: Mietpreisbegrenzungs- und KappungsgrenzenlandesVO v. 13.9.
2018 (GVOBl. M-V S. 359)

–Nordrhein-Westfalen: KappungsgrenzenVO 2019 v. 7.5.2019 (GV. NRW. S. 220)
–Rheinland-Pfalz: KappungsgrenzenVO v. 19.9.2019 (GVBl. S. 295)
– Sachsen: Kappungsgrenzen-VO v. 10.7.2015 (SächsGVBl. S. 441), geänd. durch VO v. 23.1.2018
(SächsGVBl. S. 22)

–Thüringen: KappungsgrenzenVO v. 31.8.2019 (GVBl. S. 366), geänd. durch VO v. 3.12.2019
(GVBl. S. 493)
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einer Ausgleichszahlung nach den §§ 34 bis 37 des Wohnraumförderungsgeset-
zes und den hierzu ergangenen landesrechtlichen Vorschriften wegen Wegfalls
der Mietbindung erloschen ist.

(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei einer Erhöhung auf die ortsübliche
Vergleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel im Sinne des § 559a abzuziehen, im
Falle des § 559a Absatz 1 mit 8 Prozent des Zuschusses.

(6) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 558a Form und Begründung der Mieterhöhung. (1) Das Mieterhö-
hungsverlangen nach § 558 ist dem Mieter in Textform zu erklären und zu
begründen.

(2) Zur Begründung kann insbesondere Bezug genommen werden auf
1. einen Mietspiegel (§§ 558c, 558d),
2. eine Auskunft aus einer Mietdatenbank (§ 558e),
3. ein mit Gründen versehenes Gutachten eines öffentlich bestellten und ver-
eidigten Sachverständigen,

4. entsprechende Entgelte für einzelne vergleichbare Wohnungen; hierbei ge-
nügt die Benennung von drei Wohnungen.
(3) Enthält ein qualifizierter Mietspiegel (§ 558d Abs. 1), bei dem die Vor-

schrift des § 558d Abs. 2 eingehalten ist, Angaben für die Wohnung, so hat der
Vermieter in seinem Mieterhöhungsverlangen diese Angaben auch dann mit-
zuteilen, wenn er die Mieterhöhung auf ein anderes Begründungsmittel nach
Absatz 2 stützt.

(4) 1Bei der Bezugnahme auf einen Mietspiegel, der Spannen enthält, reicht
es aus, wenn die verlangte Miete innerhalb der Spanne liegt. 2 Ist in dem
Zeitpunkt, in dem der Vermieter seine Erklärung abgibt, kein Mietspiegel
vorhanden, bei dem § 558c Abs. 3 oder § 558d Abs. 2 eingehalten ist, so kann
auch ein anderer, insbesondere ein veralteter Mietspiegel oder ein Mietspiegel
einer vergleichbaren Gemeinde verwendet werden.

(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 558b Zustimmung zur Mieterhöhung. (1) Soweit der Mieter der Miet-
erhöhung zustimmt, schuldet er die erhöhte Miete mit Beginn des dritten
Kalendermonats nach dem Zugang des Erhöhungsverlangens.

(2) 1 Soweit der Mieter der Mieterhöhung nicht bis zum Ablauf des zweiten
Kalendermonats nach dem Zugang des Verlangens zustimmt, kann der Ver-
mieter auf Erteilung der Zustimmung klagen. 2Die Klage muss innerhalb von
drei weiteren Monaten erhoben werden.

(3) 1 Ist der Klage ein Erhöhungsverlangen vorausgegangen, das den Anfor-
derungen des § 558a nicht entspricht, so kann es der Vermieter im Rechtsstreit
nachholen oder die Mängel des Erhöhungsverlangens beheben. 2Dem Mieter
steht auch in diesem Fall die Zustimmungsfrist nach Absatz 2 Satz 1 zu.

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk-
sam.

§ 558c Mietspiegel. (1) Ein Mietspiegel ist eine Übersicht über die orts-
übliche Vergleichsmiete, soweit die Übersicht von der Gemeinde oder von
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Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam erstellt oder
anerkannt worden ist.

(2) Mietspiegel können für das Gebiet einer Gemeinde oder mehrerer Ge-
meinden oder für Teile von Gemeinden erstellt werden.

(3) Mietspiegel sollen im Abstand von zwei Jahren der Marktentwicklung
angepasst werden.

(4) 1Gemeinden sollen Mietspiegel erstellen, wenn hierfür ein Bedürfnis
besteht und dies mit einem vertretbaren Aufwand möglich ist. 2Die Mietspiegel
und ihre Änderungen sollen veröffentlicht werden.

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften über den näheren Inhalt und das
Verfahren zur Aufstellung und Anpassung von Mietspiegeln zu erlassen.

§ 558d Qualifizierter Mietspiegel. (1) Ein qualifizierter Mietspiegel ist ein
Mietspiegel, der nach anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt und
von der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter
anerkannt worden ist.

(2) 1Der qualifizierte Mietspiegel ist im Abstand von zwei Jahren der Markt-
entwicklung anzupassen. 2Dabei kann eine Stichprobe oder die Entwicklung
des vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindexes für die Lebenshal-
tung aller privaten Haushalte in Deutschland zugrunde gelegt werden. 3Nach
vier Jahren ist der qualifizierte Mietspiegel neu zu erstellen.

(3) Ist die Vorschrift des Absatzes 2 eingehalten, so wird vermutet, dass die
im qualifizierten Mietspiegel bezeichneten Entgelte die ortsübliche Vergleichs-
miete wiedergeben.

§ 558e Mietdatenbank. Eine Mietdatenbank ist eine zur Ermittlung der
ortsüblichen Vergleichsmiete fortlaufend geführte Sammlung von Mieten, die
von der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter
gemeinsam geführt oder anerkannt wird und aus der Auskünfte gegeben
werden, die für einzelne Wohnungen einen Schluss auf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete zulassen.

§ 559 Mieterhöhung nach Modernisierungsmaßnahmen. (1) Hat der
Vermieter Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b Nummer 1, 3, 4,
5 oder 6 durchgeführt, so kann er die jährliche Miete um 8 Prozent der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.

(2) Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen erforderlich gewesen wären, ge-
hören nicht zu den aufgewendeten Kosten nach Absatz 1; sie sind, soweit
erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln.

(3) Werden Modernisierungsmaßnahmen für mehrere Wohnungen durch-
geführt, so sind die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen auf-
zuteilen.

(3a) 1Bei Erhöhungen der jährlichen Miete nach Absatz 1 darf sich die
monatliche Miete innerhalb von sechs Jahren, von Erhöhungen nach § 558
oder § 560 abgesehen, nicht um mehr als 3 Euro je Quadratmeter Wohnfläche
erhöhen. 2Beträgt die monatliche Miete vor der Mieterhöhung weniger als
7 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche, so darf sie sich abweichend von Satz 1
nicht um mehr als 2 Euro je Quadratmeter Wohnfläche erhöhen.
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